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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Pfeifer, Dr. Gölter, 

Frau Benedix, Dr. Klein (Stolberg), Dr. Fuchs, Dr. Schäuble, Dr.-ing. Oldenstadt, 
Hauser (Krefeld), Dr. Hornhues, Hussing, Schmidt (Wuppertal) und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3851 - 

betr. Referentenentwurf der Bundesregierung zu einem Bundesgesetz zum Schutz 
der Teilnehmer am Fernunterricht (FernUSG) 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 24. Juli 1975 - MB/II B 3 - 0104 - 6 - 56/75 - 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Forschung und Technologie und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen wie folgt beantwortet; 


1. Welche Gespräche und Anhörungen zum Referentenentwurf hat 
es von Seiten des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft bisher mit den Vertretern der Länder, der staatlichen 
Stellen, der Zentralstelle für Fernunterricht der Länder (ZFU) 
und des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung (BBF), der 
betroffenen Fernlehrinstitute und der Verbände gegeben? 

Mit welchen Ergebnissen sind diese Gespräche geführt worden? 
Sind weitere Anhörungen beabsichtigt, wann und mit wem? 

über den am 23. Juli 1975 vom Bundeskabinett verabschiedeten 
Entwurf eines Gesetzes zum Schutz der Teilnehmer am Fern- 
unterricht haben entsprechend den Vorschriften der Gemein- 
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien, Besonderer 
Teil, Anhörungen der Länder und der sachkundigen Verbände 
stattgefunden. Die Ergebnisse sind für die Neufassung des 
Gesetzentwurfs ausgewertet worden. Die beiden staatlichen 
Prüfstellen für Fernunterricht wurden beteiligt. 


2. Wie ist es zu erklären, daß zunächst drei durchaus unterschied- 
liche Referentenentwürfe unter den an diesem Gesetz Beteilig- 
ten und von dem Gesetz Betroffenen in Umlauf waren? 

Es hat zu keinem Zeitpunkt drei unterschiedliche Entwurfs- 
fassungen gegeben; der Entwurf ist vielmehr in dem üblichen 
Verfahren der Vorbereitung von Gesetzesvorlagen fortgeschrie- 
ben worden. 
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3. Ist die Bundesregierung in der Lage, zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt konkrete Termine zu nennen, wann nach ihren Vorstel- 
lungen der Gesetzentwurf im Kabinett beschlossen und im 
Bundesrat und im Deutschen Bundestag eingebracht werden 
soll und wann nach ihren Plänen mit der Verabschiedung und 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gerechnet werden kann? 

Der Gesetzentwurf wird dem Bundesrat so frühzeitig zugeleitet 
werden, daß eine Beratung in der Plenarsitzung am 17. Oktober 
1975 stattfinden kann. Dadurch wird die Möglichkeit für eine 
Verabschiedung durch den Deutschen Bundestag noch in dieser 
Legislaturperiode und für ein Inkrafttreten am 1. Januar 1977 
eröffnet. 


4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es sich bei dem 
von ihr vorgelegten Referentenentwurf in dieser Form um ein 
zustimmungsbedürftiges Gesetz handelt, und wie beurteilen 
die Länder unter diesem Aspekt den Entwurf? 

Die Bundesregierung betrachtet den Gesetzentwurf als zustim- 
mungsbedürftig. Die Stellungnahme der Länder wird sich aus 
der Plenarsitzung des Bundesrates am 17. Oktober 1975 erge- 
ben. 


5. Die Bundesregierung stützt sich in der Begründung zu dem 
Referentenentwurf beinahe ausschließlich auf die Zuständig- 
keit des Bundes für die Gesetzgebung auf dem Gebiet des Bür- 
gerlichen Rechts (Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes) und des 
Rechts der Wirtschaft (Artikel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes). 
Kann es unter diesen Voraussetzungen überhaupt als sicher 
gelten, daß die Federführung für dieses Gesetz beim Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft bleibt, oder muß 
damit gerechnet werden, daß zu Beginn oder im Verlauf der 
parlamentarischen Beratungen das Bundesministerium für Wirt- 
schaft auf Grund des vor allem vertragsrechtlichen und ins- 
besondere gewerberechtlichen Inhalts die Kompetenz für diesen 
Gesetzentwurf erhält? 

Uber die Federführung des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft für den Gesetzentwurf besteht innerhalb der 
Bundesregierung Einigkeit. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorwurf, daß die in 
§ 10 des vorliegenden Referentenentwurfs geforderte Einfüh- 
rung einer Erlaubnispflicht für den Betrieb eines Fernlehrinsti- 
tuts als Eingriff in die Gewerbefreiheit gewertet wird und auf 
verfassungsrechtliche Bedenken stößt? 

7. Ist inzwischen die bisher zwischen den verschiedenen Ressorts 
noch ungeklärte Frage endgültig entschieden worden, ob an die- 
ser Erlaubnispflicht festgehalten werden soll? 

Eine Erlaubnispflicht sieht der Gesetzentwurf nicht vor. 


8. Warum ist im Referentenentwurf der Bundesregierung niciit 
das Vertreterverbot vorgesehen, obwohl das gerade eine jener 
Forderungen ist, die zu den immer wieder und besonders vor- 
dringlich genannten gehört und nicht nur im Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung der Aufsicht über das Fernlehrwesen 
(Fernschulgesetz — FSG) der Fraktion der CDU/CSU gefordert 
wird, sondern in gleicher Weise auch von der Fraktion der 
SPD bei der Einbringung des CDU/CSU- Antrags betr. Fern- 
schulgesetz in der 77. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
25. Januar 1974 eindringlich vertreten wurde? 

Die Haltung der Bundesregierung in dieser Frage wird durch 
Artikel 12 des Grundgesetzes bestimmt. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3895 


9. Wie gedenkt die Bundesregierung, den in weiten Teilen des 
vorliegenden Referentenentwurfs deutlich sichtbar werdenden 
Hang zum administrativen Perfektionismus, der z, B. bei der 
Urkunde zum Fernunterrichts vertrag und beim Versand von 
Lehrmaterial zu viel zu komplizierten und umständlichen, z. T. 
geradezu monströsen Verträgen und einem unnötigen Verwal- 
tungsaufwand der staatlichen Stellen und überflüssigen Kosten- 
belastungen der Fernlehrinstitute führen muß und deshalb 
geeignet ist, das Mißtrauen Bildungswilliger gegen dieses 
Bildungsangebot nur noch zu bestätigen und zu verfestigen, auf 
ein vertretbares Maß zu verringern? 

Die Vorschriften des Gesetzentwurfs über den Fernunterrichts- 
vertrag entsprechen nach Meinung der Bundesregierung den 
Erfordernissen des Teilnehmersdiutzes. Die Bundesregierung 
hat ihre Auffassung dazu in der Gesetzesbegründung dargelegt. 


10. Ist daran gedacht, die Zulassungspflicht für alle Vorbereitungs- 
lehrgänge auf staatliche oder öffentlich-rechtliche Prüfungen 
auch auf Fernlehrgänge, die Teile von Ausbildungsgängen 
nach dem neuen Berufsbildungsgesetz sind, auszudehnen? 


Nach dem Gesetzentwurf ist eine Zulassung für alle entgeltlich 
angebotenen Fernlehrgänge vorgesehen, soweit sie nicht aus- 
schließlich der Freizeitgestaltung oder der Unterhaltung dienen 
oder lediglich unselbständigen, ergänzenden Charakter haben. 
Zusätzlich soll für unentgeltlich angebotene berufsbildende 
Fernlehrgänge in Übereinstimmung mit dem Entwurf eines 
Berufsbildungsgesetzes ein freiwilliges Anerkennungs verfahren 
eingeführt werden. 


11. Treffen Informationen zu, wonach der vom Bundesministerium 
für Forschung und Technologie, vom Bundesministerium für das 
Post- und Fernmeldewesen, dem Land Hessen und dem Hessi- 
schen Rundfunk initiierte erste Demonstrationsversuch von 
lokalem „Zwei-Weg-Kabelfernsehen" in Kassel in einer späte- 
ren Phase des Experiments u. a. auch die Möglichkeit bieten 
soll, Fernunterricht nach eigener Wahl abzurufen? 

Im Rahmen des geplanten Demonstrationsprojektes „Zweiweg- 
Kabelfernsehen" in Kassel sollen in einer fortgeschrittenen 
Ausbaustufe neue Formen der Zweiwegkommunikation erprobt 
werden. Interaktiver Fernunterricht ist ein denkbarer Anwen- 
dungsbereich für derartige Versuche. Konkrete Pläne hierzu gibt 
es bisher allerdings noch nicht. Die Bundesregierung erhofft 
sich insbesondere von dem Bericht der Kommission für den 
Ausbau des technischen Kommunikationssystems, der Ende des 
Jahres vorliegen soll, Anregungen für die Durchführung der 
Versuche. 


12. Teilt die Bundesregieurng Befürchtungen der Fraktion der 
CDU/CSU, daß sich in diesem Zusammenhang durch ein 
öffentlich-rechtliches Fernunterrichtsmonopol die Gefährdung 
der Pluralität auch der Träger in diesem Bereich ergeben 
könnte? 


Ebenso wie die Anwendungsformen, die im Rahmen des Ver- 
suchsprojektes erprobt werden sollen, sind auch die Fragen 
der Organisation und Trägerschaft, soweit es sich nicht um 
Rundfunk handelt, noch völlig offen. Soweit Versuche im Bil- 
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dungsbereich in Betracht kommen, können diese nur in engei 
Zusammenarbeit mit vorhandenen Trägereinrichtungen durch- 
geführt werden. Zu Befürchtungen wegen eines öffentlich-recht- 
lichen Fernunterrichtsmonopols sieht die Bundesregierung kei- 
nen Anlaß. 


13. Ist die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit privater Einrich- 
tungen gegenüber staatlichen im vorliegenden Referentenent- 
wurf ausreichend gesichert? 

Ja. 


14. Warum fehlen im vorliegenden Referentenentwurf die wich- 
tigen und unerläßlichen grundsätzlichen Aussagen zur Arbeit 
der zulassenden staatlichen Stellen? 

Wie und durch welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, die Transparenz der in diesem Zusammenhang 
wichtigen Gutachtertätigkeit zu gewährleisten? 


Die Regelung des Verfahrens bei der zuständigen Landes- 
behörde wird im Gesetzentwurf gemäß Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes dem Landesrecht überlassen. 


15. Glaubt die Bundesregierung, daß der vorliegende Referenten- 
entwurf in dieser Form der am 15. Januar 1975 vom Europäi- 
schen Parlament verabschiedeten „Entschließung zu einer 
Gemeinschaftsregelung für das Fernlehrwesen" und der auf 
Grund dieser Entschließung von der EG-Kommission zu erar- 
beitenden und spätestens zu Beginn des Jahres 1976 vorzu- 
legenden Richtlinie auch nur annähernd entspricht? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Gesetzentwurf 
mit der Tendenz der Entschließung des Europäischen Parlaments 
in Einklang steht. 


16. Welche konkreten Pläne der Bundesregierung gibt es für 
ergänzende Maßnahmen des Staates zur Förderung des Fern- 
unterrichts über dieses Bundesgesetz hinaus? 

Die Bundesregierung hat bereits bei verschiedenen Anlässen 
zum Ausdruck gebracht, daß sie eine Bildungswerbung für den 
Fernunterricht fördern wird, sobald die Seriosität der Fern- 
lehrgänge sichergestellt ist. Die Bundesregierung wird ferner 
ihre Bemühungen fortsetzen, als flankierende Maßnahmen in 
der Bundesgesetzgebung den Fernunterricht als gleichwertige 
Unterrichtsart zu berücksichtigen; dies ist in jüngster Zeit z. B. 
in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu § 33 b des Bundes- 
versorgungsgesetzes in der Fassung vom 25. April 1975 und im 
Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes (Drucksache 7/918) gesche- 
hen. Die Bundesregierung hat außerdem die Möglichkeit, das 
Ineinandergreifen von Fernunterricht und anderen Unterrichts- 
arten im Rahmen von Modellversuchen zu erproben und über 
geeignete Einrichtungen die Fernunterrichtsforschung zu för- 
dern. 
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